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Abstract 
 
Beistände und Beiständinnen unterstützen und kontrollieren in der Mandatsführung Eltern in ihrer Erziehungsar-
beit. Es ist ihre Aufgabe das Kindeswohl zu schützen und wenn nötig die Erziehungsberechtigten zu einer Verhal-
tensänderung zu bewegen. Dabei bewegen sie sich in der Zusammenarbeit mit den Eltern in einem Spannungs-
feld zwischen Zwang und Freiwilligkeit. Die Autorinnen führten Interviews mit Beiständen und Beiständinnen, 
um herauszufinden, ob sie Arbeitsweisen mit manipulativen Aspekten anwenden. In vier Fallbeispielen wurde 
analysiert, wie sie vorgehen um die Eltern von einer Massnahme zu überzeugen. Weiter wurde geprüft, inwie-
fern die Standardvorgabe, eine Herangehensweise, die von Cass R. Thaler und Richard H. Sunstein (2009) vorge-
schlagen und von Metzger (2011/2014) aufgegriffen wurde, eine Möglichkeit ist, um Personen für eine Verhal-
tensweise zu gewinnen. Die Autorinnen zeigen Möglichkeiten auf, wie Beiständinnen und Beistände die Eltern 
mit Standardvorgaben unterstützen können. Dabei werden die Eltern nicht mit Argumenten überzeugt, sondern 
ein bewusster Entscheid wird umgangen. Der Einsatz von Manipulationstechniken ist in der Praxis jedoch um-
stritten, insbesondere aufgrund der fehlenden Transparenz. Darum ist es wichtig, dass Standardvorgaben nur in 
passenden Situationen eingesetzt werden und das Vorgehen anschliessend gründlich analysiert wird. Die Auto-
rinnen stellen somit im Projektbericht einen dritten Weg neben Zwang und Freiwilligkeit vor.  
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1 Einleitung 
1.1 Thematische Hinführung 
Bis zur Volljährigkeit ihrer Kinder sind die Eltern Inhaber der elterlichen Sorge (Art. 296 ZGB). Gemäss Häfeli 
(2005) sind sie dadurch befugt, für ihre Kinder die nötigen Entscheidungen zu treffen (S. 117). Falls die Eltern 
ihre Rechte und Pflichten nicht im Interesse ihres Kindes anwenden und dadurch eine Kindeswohlgefährdung 
eintritt, trifft die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde (KESB) eine Massnahme zum Schutz des Kindes 
(S. 132). Abgestützt auf diese rechtlichen Grundlagen setzt die KESB Beistände und Beiständinnen ein. Diese sind 
nach Häfeli (2009) gemäss Art. 308 Abs. 1 ZGB (Erziehungsbeistandschaft) befugt, aktiv einzuwirken und den El-
tern Empfehlungen und Anleitungen bei der Erziehung zu geben und so auf das Kind einzuwirken. Die elterliche 
Sorge wird nicht eingeschränkt, kann jedoch bei weiterreichenden Massnahmen mit Art. 308 Abs. 2 faktisch und 
mit Art. 3 ausdrücklich beschränkt werden. (S. 290)  
 
Damit der Beistand/die Beiständin auf das Kind einwirken kann, ist es wichtig, dass die Eltern die Unterstützung 
annehmen und die Empfehlungen des Beistandes bzw. der Beiständin umsetzen. Gemäss Michael Macsenaere 
und Klaus Essner (2002) sind Interventionen wirksamer, wenn sie mit den Möglichkeiten, Fähigkeiten und den 
Interessen der Adressaten übereinstimmen (S. 27). Die Zusammenarbeit von Beistandschaft und Eltern wird also 
am nachhaltigsten gelingen, wenn die Eltern einsehen, dass ihr Kind in seiner Entwicklung gefährdet ist und sie 
ihr Verhalten, beispielsweise ihre Erziehungsmethode, den Empfehlungen des Beistandes bzw. der Beiständin 
anpassen. Sie ändern dabei nicht nur ihr Verhalten, sondern auch ihre Einstellung zum Thema Erziehung.  
 
In einem Gespräch über den Projektauftrag gibt Marius Metzger zu bedenken, dass bei Eltern, die ihr Fehlverhal-
ten nicht als solches erkennen, die Gefahr bestehe, den Anstoss zur Veränderung durch den Beistand bzw. die 
Beiständin als ungebetene Einmischung in ihr Erziehungsverhalten zu verstehen. Dabei bestehe die Gefahr, dass 
die betroffenen Eltern zwar ihr Verhalten vordergründig verändern, eventuell auch um stärkere Massnahmen zu 
verhindern, ihre Einstellung zum Thema aber nicht ändern. Falls eine Mutter beispielsweise der Platzierung ihres 
Sohnes zustimmt, passt sie ihr Verhalten den Forderungen des Beistandes bzw. der Beiständin an. Vielleicht er-
kennt sie diese Massnahme aber nicht als geeignet und äussert sich deshalb gegenüber ihrem Sohn ständig ne-
gativ zum Entscheid. Sie hätte also ihr Verhalten verändert (der Platzierung zugestimmt), nicht aber ihre Einstel-
lung dazu. Diese Gefahr besteht auch dann, wenn die Mutter der Empfehlung des Beistandes bzw. der Beistän-
din zur Platzierung nicht zustimmt und die KESB die Aufhebung des Aufenthaltsbestimmungsrechts anordnet 
und somit das Kind in einer Institution platzieren muss. Es wäre naheliegend, wenn die Mutter in dieser Situation 
mit Reaktanz antwortet und sich der Zusammenarbeit mit dem Beistand bzw. der Beiständin verweigern würde. 
Die Vertreterinnen und Vertreter des Aushandlungsansatzes in der Hilfeplanung gehen davon aus, dass die Ak-
zeptanz der Massnahme durch die Betroffenen einen entscheidenden Aspekt für ihren Erfolg darstellt (Claudia 
Arnold, Kurt Huwiler, Barbara Raulf, Hannes Tanner & Tanja Wicki, 2008, S. 28). In beiden Fällen kann das Ver-
halten der Mutter also dazu führen, dass die Platzierung nicht gelingt, d. h. sich nicht positiv auf die Entwicklung 
des Jungen auswirken kann. Die Akzeptanz der Massnahme kann als eine Einstellung der Mutter bezeichnet wer-
den. Die Eltern zu einer Einstellungs- und Verhaltensveränderung zu bewegen, ist also ein zentraler Aspekt in der 
Mandatsführung im Kindesschutz.  
 
Cass R. Thaler und Richard H. Sunstein (2009) vertreten die Ansicht, dass Behörden, private Institutionen und 
Organisationen durch die Gestaltung von Entscheidungsfeldern die Menschen in ihren Entscheidungen in voraus-
sagbarer Richtung lenken sollen, damit sie „bessere“ Entscheidungen treffen (S. 15). Metzger greift diese Idee 
auf und schlägt die sogenannte „Standardvorgabe“ als Möglichkeit vor, wie im Kindesschutz den Eltern dazu ver-
holfen werden könnte, ein bestimmtes Verhalten an den Tag zu legen. Weiter zeigt Metzger (2014) auch Mög-
lichkeiten auf, wie die Standardvorgabe in der Erziehung von Kindern angewendet werden kann. Mittels Einsatz 
dieser Herangehensweise, welche später noch genauer erläutert wird, könnte möglicherweise eine Veränderung 
des Erziehungsverhaltens der Eltern bewirkt werden, selbst wenn bei ihnen kurzfristig keine Einstellungsände-
rung dem eigenen Verhalten gegenüber möglich ist.  
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1.2 Ziel und Aufbau der Arbeit 
In Interviews mit Beiständen und Beiständinnen wurde mit Fragen nach dem Vorgehen geprüft, ob in der Praxis 
eine ähnliche Herangehensweise schon angewendet und welches Potential darin gesehen wird. Anhand von kon-
kreten Fallbeispielen wurde analysiert, welche Methoden die Beistände/Beiständinnen anwenden, um die Eltern 
von einem bestimmten Verhalten zu überzeugen. Könnte mit der Gestaltung von Entscheidungsfeldern mittels 
der Standardvorgabe, Zwang und Reaktanz umgangen werden? Ebenso wurde der Frage nachgegangen, inwie-
fern sich ein solches Vorgehen rechtlich und berufsethisch rechtfertigen liesse. Aufgrund der Fragestellungen 
wurde im Vorfeld für das Projekt folgendes Hauptziel definiert:  
 
 
 
 
 
 
 
 
Als Form des Produktes, welches das Projektteam zuhanden der Auftraggeberin entwickelte, wurde eine Samm-
lung mit Fallbeispielen gewählt. Diese Sammlung wurde in den Projektbericht integriert, welcher mit dem theo-
retischen Abriss über Manipulation und Standardvorgaben sowie die Einstellungsänderung im zivilrechtlichen 
Kindsschutz beginnt. Im Rahmen der Methodik folgt anschliessend die Beschreibung des Vorgehens. Nach der 
Sammlung der Fallbeispiele werden in der Schlussfolgerung die Erkenntnisse zusammengefasst.  
 
Das Projektteam lädt mit dieser Projektarbeit Beistände/Beiständinnen und andere Fachpersonen zu einer ver-
tieften Auseinandersetzung mit dem Thema Manipulation und Verhaltensänderung der Eltern im Kontext des 
Kindeschutzes ein. Dabei werden verschiedene Lösungen vorgelegt und auf ihre rechtliche und berufsethische 
Legitimation geprüft. Die Resultate werden den befragten Beiständen/Beiständinnen sowie im Modul Sozialar-
beit und Recht präsentiert. 
 
 
 
2 Expliziter theoretischer Bezugsrahmen 
2.1 Was bedeutet „Einstellung“? 
Wie in der theoretischen Hinführung aufgezeigt wurde, ist es für eine gelingende Zusammenarbeit im Kindes-
schutz wichtig, dass der Beistand/die Beiständin die Eltern davon überzeugen kann, an ihrer Einstellung und an 
ihrem Verhalten, welches das Kindeswohl gefährdet, etwas zu verändern. Durch Überzeugungsarbeit soll die Ein-
stellung und somit das Verhalten der Eltern verändert werden. Eine Einstellung ist gemäss Friedrich Dorsch, Mar-
kus Wirtz und Janina Strohmer (2013) die seelische Haltung einer Person, Idee oder Sache gegenüber, verbun-
den mit einer Wertung oder einer Erwartung (S. 247). Wie Klaus Jonas, Wolfgang Stroebe, Miles Hewstone und 
Carmen Lebherz (2007) erklären, kann man sich unter einer Einstellung die Gesamtbewertung eines Einstellungs-
gegenstandes (bspw. Platzierung) vorstellen. Eine Überzeugung ist laut Werner Scholze-Stubenrecht et al. (2011) 
„eine feste, durch Nachprüfen eines Sachverhaltes, durch Erfahrung gewonnene Meinung“ (S. 1809). Verhält 
sich eine Person in einer Weise, die ihrem Selbstkonzept zuwider läuft, entwickelt sich in ihr ein Spannungszu-
stand, welcher als kognitive Dissonanz bezeichnet wird. Kognitive Dissonanz verursacht im Menschen das Bestre-
ben, dieses Unbehagen zu reduzieren und ist somit ein Hauptverursacher für menschliches Verhalten. (Elliot 
Aronson, Timothy D. Wilson & Robin M. Akert, 2004, S. 188) Dies bedeutet, dass eine Person von der Richtigkeit 
Hauptziel
Es besteht eine Sammlung mit Fallbeispielen, welche die Methode der Standardvorgabe erklärt. 
Diese werden unter rechtlichen und berufsethischen Aspekten beleuchtet. Verschiedene Einsatzmöglichkeiten der 
Standardvorgabe werden aufgezeigt. 
Abbildung 2: Hauptziel des Projektes (eigene Darstellung) 
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und vom Nutzen der Veränderung überzeugt sein muss, damit in ihr keine Dissonanz erzeugt wird und sie ihr 
Verhalten dauerhaft verändert. Denn sonst wird sie bestrebt sein die Dissonanz zu reduzieren und dieses Bestre-
ben könnte dazu führen, dass sie das gewünschte Verhalten wieder ablegt. Für den Beistand/die Beiständin be-
deutet dies beispielsweise, dass er/sie einem Vater die Einstellung vermitteln muss, dass körperliche Züchtigung 
für die Erziehung seines Sohnes nicht die geeignete Methode ist. Damit der Vater daran arbeiten kann sein Ver-
halten dauerhaft zu verändern, muss er seine Einstellung dazu verändern.  
 
Um zu einer Einstellung zu gelangen, verarbeitet eine Person Informationen, welche von aussen an sie herange-
tragen werden. Das Elaborations-Wahrscheinlichkeits-Modell (ELM) von Richard Petty und John Cacioppo (1986) 
erklärt, auf welche Weise Informationen verarbeitet werden können um zu einer Einstellung zu gelangen (zit. in 
Jonas et al., 2005). Im Wesentlichen unterscheidet es zwischen einem zentralen und einem peripheren Weg der 
Informationsverarbeitung. (S. 234) Jonas et al. (2007) erläutern, dass es von der Verarbeitungsmotivation und 
der Verarbeitungsfähigkeit eines Menschen abhängig ist, ob er Argumente kritisch überprüft und abwägt bevor 
er eine Entscheidung (für eine Einstellung) trifft. Im ELM wird dies die „zentrale Route zur Persuasion“ genannt. 
Diese Art der Informationsverarbeitung (Elaboration) erfordert einen grossen Aufwand, das nötige Wissen und 
ausreichend Zeit. Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, wird sich die Einstellung der Person auf der „peri-
pheren Route“ bilden. Dazu gehört jede Art der Einstellungsänderung, bei der es sich nicht um eine systemati-
sche Verarbeitung handelt. Dies sind hauptsächlich heuristische Entscheidungsregeln. (S. 234) Heuristiken sind, 
wie Bierbauer (2005) erklärt, vereinfachende kognitive Regeln, die verwendet werden können, um Entscheidun-
gen in komplexen Situationen zu fällen (S. 126). Regeln, wie „Statistiken lügen nicht“, „auf Experten kann man 
sich verlassen“ sind Beispiele für Heuristiken (Jonas et al., S. 595). Bei der Heuristik der „Eindrucksmotivation“ 
übernimmt eine Person die Einstellung, von der sie denkt, sie stosse auf soziale Akzeptanz (S. 247). Andere Fakto-
ren, die das Treffen einer Entscheidung beeinflussen können (sogenannte „periphere Variablen“), sind beispiels-
weise die Glaubwürdigkeit des Kommunikators oder die Stimmung des Empfängers (S. 239/240).  
 
Gemäss ELM können Beistände/Beiständinnen versuchen die Eltern für eine Massnahme zu gewinnen, indem sie 
ihnen alle Informationen geben und sie anschliessend mit sachlichen Argumenten überzeugen. Dies würde der 
zentralen Route der Einstellungsänderung entsprechen. Es ist jedoch gut möglich, dass es den Eltern an den dazu 
nötigen Voraussetzungen fehlt. In diesem Fall verarbeiten sie gemäss ELM die erhaltenen Informationen auf ei-
ner peripheren Route. Gäbe es die Möglichkeit, dass Beistände/Beiständinnen bewusst versuchen würden, sich 
diesen Umstand zu Nutze zu machen? Dies würde bedeuten, dass sie einen Klienten/eine Klientin mit dem Ein-
satz einer heuristischen Entscheidungsregel oder einer anderen peripheren Variablen in ihrer Entscheidung zu 
lenken versuchen würden. Thaler und Sunstein (2009) zufolge würde es sich dabei um einen „sanften Schubser 
in die richtige Richtung“ handeln (S. 15). 
 
2.2 Ein „Schubser“ in die richtige Richtung: Die Standardvorgabe 
Thaler und Sunstein (2009) vertreten die Meinung, dass Unternehmen oder Behörden bewusst versuchen sollen, 
die Entscheidungen der Menschen zu beeinflussen. Damit könne erreicht werden, dass sie, gemessen an ihren 
eigenen Massstäben, bessere Entscheidungen treffen. Sie begründen ihren Vorschlag damit, dass Menschen in 
vielen Situationen schlechte Entscheidungen treffen, die sie nicht treffen würden, wenn sie umfassend infor-
miert wären und unbegrenzte kognitive Fähigkeiten sowie absolute Selbstkontrolle besässen. Die Entscheidungs-
freiheit soll dabei aber nicht eingeschränkt werden. Das Entscheidungsverhalten von Menschen soll in vorher-
sagbarer Weise verändert werden, ohne dass irgendwelche Optionen ausgeschlossen werden. Als „Nudge“ wird 
eine Massnahme bezeichnet, welche das Entscheidungsverhalten beeinflusst, also einen „sanfter Schubser in die 
richtige Richtung“. (S. 15) 
 
Dieses Konzept bezeichnen Thaler und Sunstein (2009) als „libertären Paternalismus“. Stettner (2007) um-
schreibt Paternalismus als eine Haltung, welche unter anderem ein vorgebliches „Besser-Wissen“ des Akteurs 
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impliziert, eine Einmischung in die Angelegenheiten anderer und ein Verstoss gegen das Autonomieprinzip dar-
stellt. Daraus ergebe sich ein moralischer Rechtfertigungsbedarf. (S. 52) Paternalismus ist gemäss Thaler und 
Sunstein wichtig, da sie es für legitim halten, das Verhalten der Menschen zu beeinflussen, um ihr Leben zu ver-
bessern. Der libertäre Aspekt beinhaltet die konsequente Entscheidungsfreiheit. Alle Menschen sollen frei ent-
scheiden können, was sie tun und was sie ablehnen wollen. (S. 14) Gemäss Metzger (2011) grenzt sich der liber-
täre Paternalismus klar vom klassischen Paternalismus ab, welcher die Entscheidungsfreiheit beschneidet und 
dadurch entmündigt und bevormundet (S. 46). Es handelt sich gemäss Thaler und Sunstein bei diesem Konzept 
um eine relativ leichte, weiche und unaufdringliche Art des Paternalismus (S. 14/15).  
 
Die Standardvorgabe beschreiben Thaler und Sunstein (2009) als eine Massnahme, um das Entscheidungsverhal-
ten zu beeinflussen (S. 18). Damit ist gemeint, dass die beste Vorgehensweise in einer bestimmten Situation als 
ein „Standardverhalten“ präsentiert wird. Mit einer angebotenen Lösung sollen Menschen in ihrem Verhalten 
beeinflusst werden. Die beste Wahl wird als Option vorgegeben. Menschen haben aus bestimmten Gründen 
eine starke Neigung dazu den Status Quo oder die vorgegebene Option vorzuziehen. (S. 18/19) Damit machen 
Thaler und Sunstein einen Vorschlag, wie die Menschen zu einem Verhalten gebracht werden können, ohne dass 
sie die Informationen kognitiv, auf der zentralen Route der Persuasion, verarbeiten und auf diese Weise über-
zeugt werden. Sie beschreiben eine Möglichkeit, wie Menschen in ihrem Verhalten beeinflusst werden können, 
indem man sich den Umstand zunutze macht, dass sie Informationen tendenziell auf der peripheren Route ver-
arbeiten. Metzger führt aus, dass bei der Standardvorgabe einer Person ein bestimmtes Verhalten vorgegeben 
wird, mit der Absicht, ihr gar nicht erst Gelegenheit zum Nachdenken über die verschieden Verhaltensmöglich-
keiten zu geben. Die Person, welche die „beste Wahl“ als Standardauswahl präsentiert, fungiert also als „Ga-
tekeeper“, wie Lewin (1963) ihn in seiner Kanaltheorie beschreibt (zit. in Schönwald, 2007, S. 46/47). Der Ga-
tekeeper ist ein wichtiger Akteur in Veränderungsprozessen, er entscheidet, welche Informationen innerhalb des 
Systems weitergegeben werden. Dadurch nimmt er Einfluss auf das Entscheidungsverhalten seines Umfeldes, 
ohne ein treibender Akteur zu sein. (S. 46/47) Wie Fellermann (2012) erklärt, verdichtet und „kanalisiert“ der 
Gatekeeper die unterschiedlichsten Informationen, Emotionen und Realitäten sowohl der Umwelt und auch de-
rer, für die er die Entscheidung treffen will oder muss (S. 3). Bei diesem Vorgehen wird bei einer Person sozusa-
gen ein Verhalten „erzeugt“, ohne dass sie vorgängig davon überzeugt wird. Die Person soll sich entsprechend 
verhalten, weil es die naheliegende Verhaltensweise ist. Wenn sie damit gute Erfahrungen macht, wird sich dies 
nachträglich auf ihre Einstellung auswirken.  
 
Metzger gibt zu bedenken, dass mit einem solchen Vorgehen Reaktanz vermieden werden könnte, da die Perso-
nen nicht aktiv in ihrer Entscheidungsfreiheit eingeschränkt werden. Gemäss Jonas et al. (2007) entwickelt eine 
Person, die nicht zwischen wichtigen Verhaltensalternativen auswählen kann, die Tendenz, die eingeschränkte 
Freiheit wieder herstellen zu wollen. Dies führt zu einem aversiven Zustand, der Reaktanz. (S. 260) Weiter macht 
Metzger den Vorschlag, bei der Anwendung der Standardvorgabe könne betont werden, dass die geschilderte 
Verhaltensweise von Personen in einer ähnlichen Situation oft gewählt wird und damit gute Erfahrungen ge-
macht werden. Damit kann ein zusätzlicher Anreiz für die angebotene Verhaltensweise geschaffen werden.  
 
Für die Mandatsführung im Kindesschutz bedeutet dies, dass den Eltern eine Verhaltensweise als Option präsen-
tiert wird, ohne dass sie nach den eigenen Wünschen und Vorstellungen gefragt werden. Es werden nicht alle 
möglichen Verhaltensweisen aufgezeigt, sondern nur jene, welche für eine optimale Entwicklung des Kindes am 
geeignetsten scheint. Der Beistand/die Beiständin versucht die Eltern dahingehend zu beeinflussen, dass sie sich 
gemäss seiner/ihrer Vorgabe verhalten. Dazu kann er/sie ihnen diese Vorgabe als ein „Standardvorgehen“ in die-
ser Situation präsentieren. Es geht nicht darum, die Eltern zu überreden, sondern das Vorgehen so darzustellen, 
dass sie es „automatisch“ wählen, weil es naheliegend ist. Dabei schränkt der Beistand/die Beiständin sie in ihrer 
Freiheit aber nicht ein. Die Eltern haben weiterhin die Möglichkeit, sich so zu verhalten und zu entscheiden, wie 
sie es wünschen.  
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Es stellt sich jedoch die Frage, ob es sich um Manipulation handelt, wenn versucht wird, eine Person auf diese 
Weise in ihrem Verhalten zu beeinflussen. Um diese Frage beantworten zu können, muss zuerst geklärt werden, 
welche Handlungen als Manipulation bezeichnet werden.  
2.3 Manipulation 
Für den Begriff Manipulation lässt sich in der Literatur keine einheitliche Definition finden. Nach Andreas 
Edmüller, Thomas Wilhelm und Monika Radecki (2012) manipuliert, wer mit unfairen Mitteln etwas erreichen 
möchte (S. 12). Laut Werner Scholze-Stubenrecht et al. (2011) bedeutet Manipulation „durch bewusste Beein-
flussung in eine bestimmte Richtung lenken, drängen“ (S. 1154). Nach Dorsch et al. (2013) ist Manipulation „(...) 
ein unscharfer Begriff für verschiedene Formen der Einflussnahme (Steuerung, Ausrichtung, Ausnützung). (...) 
der Begriff ist überwiegend in der Werbung, Politik, auch der Pädagogik und bei Massenmedien gebräuchlich zur 
Kennzeichnung des „hilflosen“ Ausgeliefertseins gegenüber der Wirtschaft, den Parteien usw.“ (S. 610). Dies be-
deutet, dass der Begriff Manipulation einerseits die wertfreie Einflussnahme meint, jedoch oft auch im Zusam-
menhang mit einem negativen Erleben der Zielperson angewendet wird. Für die vorliegende Projektarbeit wird 
folgende Arbeitsdefinition festgelegt: Manipulation ist eine gezielte und verdeckte Einflussnahme auf das Erle-
ben und Verhalten anderer.  
 
Wie oben beschrieben, stellt die Standardvorgabe eine Massnahme dar, um das Verhalten einer oder mehrerer 
Personen gezielt zu beeinflussen. Metzger beschreibt, wie sie einerseits in der Kindererziehung (2014) sowie in 
der Erwachsenenbildung (2011) angewendet werden kann, um Kinder und Erwachsene zu einem Verhalten zu 
bewegen, das ihnen selber nützlich ist. In den von Metzger beschriebenen Arbeitsfeldern stellt die Standardvor-
gabe eine vielversprechende Massnahme dar. Deshalb ist es für die vorliegende Projektarbeit von Interesse, ob 
die beschriebene Herangehensweise auch in der Mandatsführung im Kindesschutz angewendet werden könnte. 
Denn gerade hier ist es von besonderem Bedeutung, wenn Zwang verhindert werden kann und eine Massnahme 
nicht gegen den Willen der Eltern durchgeführt werden muss. Die Standardvorgabe ist eine Vorgehensweise, die 
im Idealfall den Zwang verhindern kann, auch wenn Freiwilligkeit nicht möglich ist. Dennoch handelt es sich beim 
beschriebenen Vorgehen um eine verdeckte Einflussnahme und somit, gemäss der gewählten Arbeitsdefinition 
der Autorinnen, um eine Art der Manipulation. Damit befinden sich Beistände und Beiständinnen, die eine Stan-
dardvorgabe anwenden wollen, in einem Dilemma. Einerseits könnte mit diesem Vorgehen in gewissen Situatio-
nen Zwang verhindert werden, andererseits ist Manipulation eine Handlung, welche in der Gesellschaft kaum 
akzeptiert ist. Indem die Autorinnen in der Arbeitsdefinition auf eine Bewertung der verdeckten Einflussnahme 
verzichten, kann untersucht werden, in welchen Situationen es gegebenenfalls trotzdem legitim und hilfreich 
sein könnte, manipulative Aspekte in das professionelle Handeln im Kindesschutz einfliessen zu lassen.  
 
 
 
3 Methodisches Vorgehen 
 
Nachdem der theoretische Bezugsrahmen aufgezeigt wurde, geht es in diesem Kapitel darum, mit welchen Me-
thoden das Projekt umgesetzt wurde. Nachfolgend werden in einem ersten Schritt die Projektaufbau- und die 
Projektablauforganisation präsentiert und anschliessend die Wahl der Methoden dargelegt.  
 
3.1 Projektaufbau- und -Ablauforganisation 
Das Projekt wurde im Rahmen der Ausbildung der Hochschule Luzern – Soziale Arbeit (HSLU-SA) durchgeführt 
und durch die Studierenden Maria Balmer und Esther Niederberger umgesetzt. Es handelt sich dabei um ein Ent-
wicklungsprojekt, in Auftrag gegeben von der HSLU-SA. Auf eine Steuergruppe wurde verzichtet, da das Projekt-
team nur aus zwei Studierenden bestand und von der Auftraggeberin HSLU-SA ausschliesslich Marius Metzger im 
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Projekt involviert war. Marius Metzger unterstützte das Projektteam bei der Realisierung des Projekts als Be-
gleitperson. Für das Projektteam bestand besonderes Interesse darin ein Projekt im Bereich des Kindesschutzes 
zu realisieren und dabei einen Einblick in die Arbeit der Beistandschaften zu erhalten.  
 
Die Zuständigkeiten innerhalb der Projektgruppe wurden wie folgt geregelt: 
 
Tätigkeit Verantwortlich 
Dokumentation von Prozessen Maria Balmer 
Gesprächsleitung mit Auftraggeber Alternierend 
Kontakt mit Auftraggeber Maria Balmer 
Kontakt zu Beistandspersonen Maria Balmer 
Layout Dokumente Esther Niederberger 
Protokolle Alternierend 
Zeitmanagement/-Controlling Esther Niederberger 
Tabelle 1: Zuständigkeiten des Projektteams (eigene Darstellung) 
Für die Arbeitsleistung des Projektteams standen pro Studierende je 360 Stunden (entspricht 12 ECTS-Punkten), 
also insgesamt 720 Stunden zur Verfügung. Die grösste Unbekannte in der Umsetzung war die Durchführung der 
Interviews. Aufgrund des logischen Ablaufs fielen die Interviews in die Sommerferien. Die Verfügbarkeit der Bei-
stände/Beiständinnen für diese Zeit war vor Projektbeginn unklar. Da die Projektteam während den Semesterfe-
rien über mehr zeitliche Kapazitäten verfügte, wurde versucht den grössten Teil des Projekts in den Sommermo-
naten umzusetzen. Es war vorgesehen mit zwei Beistandschaften Kontakt aufzunehmen und sie für eine Zusam-
menarbeit zu gewinnen. Mit anderen Fachpersonen oder Organisationen war keine weitere Zusammenarbeit 
geplant. Aufgrund Datenschutzgründen wird die Beistandschaft nicht namentlich erwähnt. 
 
Vor Projektstart wurde ein detaillierter Phasenplan für die Umsetzung erstellt (siehe Anhang A). Die Projek-
tumsetzung erfolgte in den folgenden fünf Phasen: 
 
Phasen Aufwand  
(in Std.) 
Juni Juli August Sept. Oktober Nov. 
                        
Gesprächsvorbereitung 72                         
Interviews durchführen 143                         
Grundlagen erarbeiten 93                         
Skizzierung des Produkts 312                         
Bericht 100                         
Tabelle 2: Phasenplan mit budgetierten Stunden (eigene Darstellung)  
Für die Projektumsetzung wurde grundsätzlich nicht mit Kosten gerechnet. Trotzdem erstellte das Projektteam 
ein detailliertes Budget (siehe Anhang B).  
 
3.2 Methodik 
Während der Projektumsetzung fanden regelmässige Besprechungen mit Marius Metzger statt. An diesen Be-
sprechungen erhielt das Projektteam Inputs und reagierte in der weiteren Umsetzung darauf. Die geplanten Vor-
gehensweisen wurden darum laufend überprüft und bei Bedarf angepasst. 
 
Für die Durchführung der Befragungen entschied sich das Projektteam für halbstandardisierte Interviews. Ge-
mäss Willener (2007) strukturiert diese Methode das Gespräch und lässt trotzdem grosse Flexibilität zu. Dabei 
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werden vorgängig die Hauptthemenbereiche in Form von Leitfragen festgelegt (S. 153). Der Interview-Leitfaden 
(siehe Anhang C) half dem Projektteam die gewünschten Informationen zu erhalten und ermöglichte trotzdem 
einen freien Gesprächsfluss. Weiter fokussierte sich das Projektteam auf Beispiele aus der Praxis, um zu erfahren 
wie die Beistände und Beiständinnen mit Widerstand der Eltern und Kinder umgehen. Nehmen die Beistände 
und Beiständinnen manipulativen Einfluss, um sie zu einer wirksamen Zusammenarbeit zu bringen? Diese As-
pekte waren für das Projektteam wichtig, um anschliessend eine detaillierte Analyse machen zu können. Dafür 
wurden die Interviews protokolliert und thematisch geordnet. Anschliessend wählte das Projektteam vier Bei-
spiele für die Sammlung der Fallbeispiele aus. Für die Analyse wurden aus der Fachliteratur passende Theorien 
und Erläuterungen herangezogen. 
 
 
 
4 Beschreibung und Interpretation der Ergebnisse 
 
Die vier folgenden Fallbeispiele wurden von den Beiständen und Beiständinnen in den Interviews geschildert. 
Für das bessere Verständnis wurden sie zum Teil etwas verändert oder gekürzt. Bei der Auswahl wurde darauf 
geachtet, dass es sich um unterschiedlich einschneidende Massnahmen handelt. Ebenfalls reagierten die Be-
troffenen in den Fallbeispielen verschieden auf die vom Beistand oder von der Beiständin vorgeschlagene Mass-
nahme. Von Interesse waren auch die unterschiedlichen angewendeten Methoden der Beistände/Beiständin-
nen, um die Eltern von der geplanten Massnahme zu überzeugen oder sie zu einem anderen Verhalten zu moti-
vieren. In den ersten zwei Fallbeispielen wird vom Beistand bzw. von der Beiständin eine Platzierung der jugend-
lichen Kinder als beste Lösung erachtet. Im dritten Fallbeispiel versucht die Beiständin die Eltern für eine Sozial-
pädagogische Familienbegleitung zu motivieren und im vierten Fallbeispiel sucht die Beiständin gemeinsam mit 
den Eltern nach einer Lösung für das problematische Verhalten ihres Kindes.  
 
4.1 Fallbeispiel 1: Platzierung ohne Einverständnis der Mutter 
Situationsbeschreibung 
Für eine 15-jährige Jugendliche bestand seit längerer Zeit eine Beistandschaft, da wegen vielfältiger Probleme im 
Zusammenleben mit der alleinerziehenden Mutter und deren mangelnden Erziehungskompetenz eine Kindes-
wohlgefährdung festgestellt worden war. Auch in der schulischen Entwicklung der Jugendlichen zeigten sich De-
fizite. Es wurden verschiedene ambulante Massnahmen eingeleitet, um Mutter und Tochter zu unterstützen: 
KOFA, Beratung bei einer Familienberatungsstelle, ambulante Behandlung beim Kinder- und Jugendpsychiatri-
schen Dienst (KJPD) und regelmässige Gespräche mit der Beiständin. Beratungen und Therapie scheiterten in-
haltlich und aufgrund nicht eingehaltener Termine. Dies führte dazu, dass die Beiständin der Mutter und der 
Tochter eine Platzierung empfehlen musste, da die Kindeswohlgefährdung nicht abgewendet werden konnte.  
 
Die Mutter reagierte mit sehr viel Widerstand auf den Vorschlag der Platzierung. Auch war sie in verschiedenen 
Gesprächen sehr schwankend in der Problemeinsicht. Im einen Gespräch mit der Beiständin klagte sie über die 
Probleme mit ihrer Tochter, im nächsten bagatellisierte sie die ganzen Schwierigkeiten. Die Beiständin versuchte 
die Mutter für eine Platzierung zu motivieren, indem sie ihr die Schwierigkeiten an der aktuellen Situation zu-
hause erläuterte und somit die Gefährdungssituation erklärte. Sie besprach mit Mutter und Tochter, was die 
Platzierung in einer Institution bedeutet und wie der Alltag und die Kontakte mit dem Elternhaus gestaltet wä-
ren. Sie zeigte ihnen die Vorteile einer Platzierung auf und versuchte sie dazu zu motivieren, eine Institution zu 
besichtigen. Sie erklärte die verschiedenen Möglichkeiten einer Platzierung in einem Heim und bei einer Pflege-
familie. Mutter und Tochter lehnten jedoch alles ab. Deshalb erklärte die Beiständin der Mutter, dass sie auf-
grund der Kindeswohlgefährdung handeln müsse und machte einen konkreten Vorschlag für die Platzierung in 
einer Institution. Ihre Bemühungen führten jedoch nicht zu einem Einverständnis für eine Platzierung. Sie konnte 
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weder die Mutter noch die Tochter dafür gewinnen die Institution zu besuchen und eine Platzierung wenigstens 
in Betracht zu ziehen. Nach vielen Gesprächen teilte die Mutter mit, dass sie einzig mit der Platzierung in einer 
psychiatrischen Klinik einverstanden wäre. Die Beiständin erachtete diese Massnahme jedoch als wenig sinnvoll, 
worauf die Mutter selber einen Platz in der psychiatrischen Institution für ihre Tochter organisierte. Nachdem die 
Jugendliche in die Klinik eingetreten war, ordnete die KESB die Aufhebung des Aufenthaltsbestimmungsrechts (Art. 
310 ZGB) an. Die Mutter versucht nun auf dem Gerichtsweg diesen Entscheid rückgängig machen zu können.  
 
Auftrag und Kompetenzen  
Es handelt sich bei der beschriebenen Massnahme um eine Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 1 und 2 
ZGB. Diese besteht seit 2006. Im Entscheid der KESB wurden der Beiständin unter anderem folgende Aufgaben 
erteilt: 
• Die Mutter mit Rat und Tat bezüglich der schulischen und persönlichen Interessen ihrer Tochter zu 
unterstützen und ihnen zur Seite stehen; 
• Die erzieherischen Verhältnisse in der Familie überwachen und kontrollieren, insbesondere aber bei 
der Überwindung von Schwierigkeiten helfen und nötigenfalls im Sinne des Wohls der Jugendlichen 
intervenieren; 
• Auf die weitere schulische und persönliche Entwicklung der Jugendlichen Einfluss nehmen  
• Nötigenfalls Antrag auf Anpassung der behördlichen Massnahme an veränderte Verhältnisse stellen. 
 
Fachliche Erwägungen zum Vorgehen 
Indem die Beiständin der Mutter erklärt hat, worin die Gefährdung ihrer Tochter besteht, hat sie versucht bei 
der Mutter mit logischen Argumenten eine Einstellungsänderung herbeizuführen. Dies entspricht der zentralen 
Route zur Persuasion. Wie im Kapitel „Expliziter theoretischer Bezugsrahmen“ dargelegt wurde, benötigt die 
Mutter eine hohe Verarbeitungsmotivation und -Fähigkeit, um sich auf diesem Weg eine Einstellung erarbeiten 
zu können. Es fordert von ihr einen hohen Aufwand, Zeit und das nötige Wissen. Letzteres hat ihr die Beiständin 
durch ihre Erklärungen geliefert. Auch erhielt die Mutter genügend Zeit, um sich immer wieder gedanklich mit 
dem Thema auseinanderzusetzen. Wenn bei ihr jedoch nicht ausreichend „Verarbeitungsmotivation“ vorhanden 
war, um die Argumente und Erklärungen der Beiständin zu verstehen, bestand vermutlich trotzdem kaum die 
Möglichkeit, sie auf diese Weise zu überzeugen. Gemäss dem Heuristisch-Systematischen Modell von Serena 
Chen und Shelly Chaiken (1999) müsste die Mutter von einer Korrektheitsmotivation geleitet sein, damit sie von 
der Beiständin mit diesen Argumenten überzeugt werden könnte (zit. in Bilandzic, 2004). Die Korrektheitsmoti-
vation beschreibt die Suche nach der Wahrheit, sie beinhaltet den Wunsch nach korrekten Urteilen und Einstel-
lungen und fordert eine systematische Verarbeitung der Information. (S. 89) 
 
So wie die Beiständin das Verhalten der Mutter beschrieben hat, kann die Hypothese formuliert werden, dass 
diese versucht hat, mit ihren grundlegenden Interessen oder selber definierten Einstellungen und Werten im 
Einklang zu bleiben. Im Heuristisch-Systematischen Modell von Chen und Chaiken (1999) entspricht dies der Ver-
teidigungsmotivation (zit. in Bilandzic, 2004). Diese meint das menschliche Bestreben eine Einstellung in Über-
einstimmung mit den eigenen grundlegenden Interessen und Einstellungen zu gewinnen. Dazu gehören bei-
spielsweise Werte, soziale Identität und persönliche Merkmale. (S. 89) Vermutlich hätte ein Einverständnis zur 
Platzierung für die Mutter ein Geständnis für die eigenen Defizite und ihr Versagen bedeutet. Es könnte sein, 
dass die Mutter versucht hat, sich selber vor dem Schmerz, die eine solche Einsicht mit sich bringen würde, zu 
schützen. Dies könnte gemäss dem Heuristisch-Systematischen Modell als ihr grundlegendes Interesse formu-
liert werden. Dementsprechend war die Informationsverarbeitung der Mutter vermutlich von der Verteidigungs-
motivation geleitet. Auch ihr Bestreben nach einer Platzierung der Tochter in einer Psychiatrie spricht für diese 
Hypothese. Denn indem sie zu verstehen gab, dass nach ihrer Meinung ein Aufenthalt ihrer Tochter in der Psy-
chiatrie hilfreich sein könnte, schob sie die Ursache der ganzen Problematik auf die psychische Verfassung der 
Tochter.  
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Alternatives Vorgehen mit einer Standardvorgabe 
Es stellt sich die Frage, ob es mit einer Standardvorgabe möglich gewesen wäre, die Mutter zu einer Verhaltens-
änderung zu bringen. Eine Verhaltensänderung in diesem Fall würde bedeuten, dass die Mutter einer Platzierung 
zustimmen könnte. Wäre es möglich gewesen, sich mit einer Standardvorgabe den Umstand zu Nutze zu ma-
chen, dass die Mutter nicht geneigt scheint, die erhaltenen Informationen über die zentrale Route der Persua-
sion zu verarbeiten? Eine Standardvorgabe könnte in diesem Beispiel folgendermassen lauten: 
 
„Wir sehen, dass es in Ihrem Zusammenleben zu Hause zeitweise Schwierigkeiten gibt, Sie beide aber 
auch gerne weiter zusammenleben möchten. Es ist auch sehr deutlich erkennbar, dass Sie als Mutter für 
Ihre Tochter nur das Beste wollen. Wir haben die Erfahrung gemacht, dass in Situationen, wo den Eltern 
eine Zustimmung schwer fällt und sich auch das Kind nicht überzeugen lässt, eine Platzierung für einen 
Monat in der Institution XY oft hilfreich ist. Ich habe Ihre Tochter für kommenden Monat provisorisch 
angemeldet.“ 
 
Was spricht in diesem Fallbeispiel dafür, dass die Mutter die Standardvorgabe nutzen könnte und worin beste-
hen die Schwierigkeiten dazu? Mit der obigen Formulierung würde der Mutter aufgezeigt, dass ihre Probleme, 
aber auch ihre Bemühungen und ihre Ambivalenz der Sache gegenüber, wahrgenommen werden. Indem eine 
Platzierung auf einen Monat begrenzt vorgeschlagen wird, werden die Bedürfnisse und Gefühle der Mutter wie 
auch der Tochter ernst genommen und berücksichtigt. Dadurch, dass die Tochter nur provisorisch angemeldet 
wird, erhält die Mutter mehr Freiraum. Somit liegt es in ihrer Kompetenz die definitive Entscheidung zu treffen. 
Sie wird deshalb weniger geneigt sein mit Reaktanz zu antworten. Trotzdem ist die Anmeldung schon geschehen 
und gemäss den Überlegungen im Kapitel zur Standardvorgabe besteht eine gewisse Chance, dass die Mutter 
dem geplanten Vorhaben zustimmen wird. Dies in der Hoffnung, dass beide mit der Platzierung positive Erfah-
rungen machen können und einer Verlängerung zustimmen werden.  
 
Die Reaktion der Mutter auf die Standardvorgabe ist davon abhängig, ob sie sich schon einmal Gedanken zu ei-
ner Platzierung gemacht und sich schon eine Meinung gebildet hat. In diesem Fall wird sie mit einer Standard-
vorgabe kaum zu erreichen sein, da sie mit dieser Herangehensweise keine neuen Argumente erhält, die sie ge-
gebenenfalls umstimmen könnten. Zwar wird in der Standardvorgabe der Widerstand von Mutter und Tochter 
berücksichtigt. Wenn ihre Einstellung zur Platzierung aber schon gefestigt ist, wird der Aspekt, dass es (vorerst) 
um einen zeitlich begrenzten Aufenthalt geht, die beiden kaum umstimmen. Dies könnte eher der Fall sein, 
wenn Mutter und Tochter der Platzierung gegenüber noch ambivalent sind. Die Standardvorgabe gäbe ihnen die 
Gelegenheit eine Erfahrung zu machen, um sich danach entscheiden zu können. Falls die Hypothese, dass die 
Mutter eine Platzierung ablehnt, weil sie diese als die Folge des eigenen Versagens empfinden würde, zutrifft, 
wäre dies für eine erfolgreiche Anwendung der Standardvorgabe vermutlich eine zusätzliche Erschwernis. Denn 
ihre Zustimmung würde in jedem Fall eine Dissonanz erzeugen. Auch das soziale Umfeld der Mutter kann einen 
Einfluss auf das Verhalten haben. Ist sie eine Person, die viel Wert darauf legt, was andere von ihr denken und 
der die Akzeptanz ihres Umfeldes wichtig ist, dann wird sie sich am ehesten so verhalten wollen, wie sie denkt, 
dass ihr Umfeld es tun würde. Dies entspricht im Heuristisch-Systematischen Modell von Chen und Chaiken 
(1999), der Eindrucksmotivation (S. 76). Die Argumente und Bemühungen der Beiständin werden dann vermut-
lich weniger stark wiegen. Für das Verhalten der Mutter ist es auch bedeutsam, wie ihre Vorerfahrungen mit der 
Behörde sind und wie die Beziehung mit der Beiständin ist. Es kann sein, dass sie die Beistandschaft an sich schon 
als Einmischung in ihr Leben empfindet und sie sich gegen alles auflehnt, was von Seiten der Behörde und der Bei-
ständin an sie heran getragen wird. Auch in diesem Fall wird sie mit einer Standardvorgabe kaum besser erreichbar 
sein als mit den üblichen Methoden der motivierenden Gesprächsführungen.  
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4.2 Fallbeispiel 2: Platzierung mit Einverständnis der Mutter 
Situationsbeschreibung 
Ein 12-jähriger Junge zeigte sich in der Schule sowie im Schülerhort stark verhaltensauffällig, unter anderem war 
er gewalttätig gegen seine Klassenkameraden. Er wurde von Fachpersonen des Schulpsychologischen Dienstes 
(SPD) und des Kinder- und Jugendpsychiatrischen Dienstes (KJPD) abgeklärt. Es wurde ebenfalls eine Gefähr-
dungsmeldung bei der KESB gemacht. Ein Beistand wurde eingesetzt mit dem Auftrag für das Wohl des Kindes zu 
sorgen und die entsprechenden Unterstützungsmassnahmen zu installieren. Da sich das Verhalten des Jungen 
nicht verbesserte, wurde er vom Hort ausgeschlossen. Auch die Schule meldete, dass er nicht mehr tragbar sei. 
Für den Beistand wurde klar, dass in diesem Fall eine Fremdplatzierung intensiv geprüft werden muss. Die allein-
erziehende Mutter tat sich mit dieser Idee äusserst schwer, verlangte einen Schulwechsel oder den Besuch einer 
Tagesschule. Sie hatte wenig Problemeinsicht und beschuldigte hauptsächlich die Schule, Schuld an den Schwie-
rigkeiten zu haben.  
 
Der Beistand besprach mit der Mutter die Handlungsmöglichkeiten und erklärte ihr, dass eine Tagesschule nicht 
finanziert werde. Im Weiteren zeigte der Beistand der Mutter auf, dass durch einen Schulwechsel alleine die 
Probleme nicht gelöst werden könnten. Sie sei durch diese Situation ebenfalls äusserst stark belastet und punk-
tuell mit der Erziehung des Knaben und seines 10-jährigen Bruders überfordert. Deshalb sei die Platzierung in 
einem Heim die beste Lösung. Er schlug Mutter und Sohn vor ein Heim zu besichtigen, um sich eine Vorstellung 
davon machen zu können. Der Beistand machte diesen Vorschlag, weil er aus Erfahrung wusste, dass viele Eltern 
nach einem Besuch von den Institutionen begeistert sind und sich mit einer Platzierung dann einverstanden er-
klären können. Dies war auch in diesem Fall so. Mutter und Sohn waren bei der Besichtigung und beim Gespräch 
in der Institution sehr positiv überrascht. Sie hatten zuvor eine ganz andere Vorstellung einer solchen Institution. 
Nach dieser Besichtigung war es sowohl für die Mutter als auch für das Kind klar, dass ein Eintritt erfolgen soll. 
Ob das Einverständnis dauerhaft ist, wird sich zeigen. Der definitive Eintritt steht noch bevor. Der Beistand ist 
aber überzeugt, dass der Entscheid von Dauer sein wird, weil die Mutter sehr schnell merken wird, dass er sie 
entlastet und ihr Sohn gut aufgehoben ist. 
 
Auftrag und Kompetenzen  
Der Auftrag im Entscheid der KESB lautet, der Beistand habe für das Wohl des Kindes zu sorgen und die entspre-
chenden Unterstützungsmassnahmen zu installieren. Es wurde keine Aufhebung des Aufenthaltbestimmungs-
rechts nach Art. 310 ZGB angeordnet. Eine Platzierung in die Wege zu leiten ohne das Einverständnis der Mutter, 
lag also nicht in der Kompetenz des Beistandes und hätte von ihm bei der Behörde beantragt werden müssen. 
Wie im Kapitel „Thematische Hinführung“ aufgezeigt wurde, ist es für ein Gelingen der Massnahme von Bedeu-
tung, dass die Entscheidung für die Platzierung von den Eltern mitgetragen werden kann. Auch Arnold et al. 
(2008) konnten in ihrer Studie deutlich machen, dass viele Sozialarbeitende der Überzeugung sind, dass eine 
Platzierung nur dann Aussicht auf Erfolg hat, wenn die Eltern vollumfänglich hinter der Entscheidung stehen kön-
nen (S. 107).  
 
Fachliche Erwägungen zum Vorgehen 
Gemäss der fachlichen Einschätzung des Beistandes war die Entwicklung des Jungen in Gefahr, falls er weiterhin 
bei seiner Mutter wohnen würde. Aus seiner professionellen Sicht war es zur Abwendung der Gefährdung nötig 
den Jungen in einem Heim zu platzieren. Dazu musste er die Zustimmung der Mutter gewinnen. Dies erreichte 
der Beistand, indem er der Mutter die Vorteile einer Platzierung deutlich machte. Er benannte die für die Mutter 
belastenden Probleme („Sie sei ja durch diese Situation ebenfalls äusserst stark belastet und punktuell mit der 
Erziehung ihrer Kinder überfordert“) und zeigte ihr anschliessend eine Lösung auf („Deshalb sei die Platzierung in 
einem Heim die beste Lösung“). Sie wurde vom Beistand „verführt“, indem er ihre Bedürfnisse in den Blickpunkt 
rückte. Thaler und Sunstein (2009) nennen den Zustand, in dem sich die Mutter befindet einen „heissen Zu-
stand.“ Verführerisch sei etwas, wenn wir im heissen Zustand mehr davon verbrauchen als im Kalten. (S. 62/63) 
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Die Mutter im Fallbeispiel befindet sich betreffend der Belastung durch ihren Sohn aktuell in einem „heissen Zu-
stand.“ Sie reagiert deswegen stärker auf eine Massnahme, die ihr, als Nebeneffekt, in diesem Bereich Erleichte-
rung verspricht. Die Zustimmung folgte also nicht aufgrund einer Problemeinsicht. Dies lässt die Hypothese zu, 
dass die Mutter durch das Vorgehen des Beistandes nicht zu gewinnen gewesen wäre, wenn sie die Situation mit 
ihrem Sohn und die Erziehung nicht als überfordernd wahrgenommen hätte. Der Beistand hat im Gespräch mit 
der Mutter Informationen weggelassen und die positiven Aspekte der Entscheidung betont, um sie für eine Zu-
stimmung zu gewinnen. Somit hat er gezielt und verdeckt Einfluss auf ihr Verhalten genommen, was der Arbeits-
definition von Manipulation entspricht. Hätte der Beistand die Mutter mit Argumenten von einer Platzierung 
überzeugen wollen, hätte er ihr den ganzen Sachverhalt darlegen müssen. Damit hätte sie die Gelegenheit ge-
habt die Argumente zu prüfen, sich eine Meinung zu bilden und ihre Einstellung kund zu tun. Zum Sachverhalt 
gehören alle Vor- und Nachteile, welche die Platzierung mit sich bringt. Weiter wären Informationen zu den Kos-
ten, welche die Mutter bei einer Platzierung tragen müsste, angezeigt gewesen. Die Mutter müsste nachvollzie-
hen können, warum eine Platzierung nötig ist, um eine optimale Entwicklung ihres Kindes zu ermöglichen. Dieses 
Vorgehen würde der zentralen Route der Persuasion entsprechen.  
 
Alternatives Vorgehen mit einer Standardvorgabe 
Alternativ zum Vorgehen des Beistandes könnte auch eine Standardvorgabe angewendet werden. Dabei würde 
sich der Beistand zu Nutze machen, dass die Mutter eher geneigt ist Informationen auf der peripheren Route der 
Persuasion zu verarbeiten. Wie oben beschrieben, beinhaltete die Herangehensweise des Beistandes manipula-
tive Aspekte. Dies wäre auch bei der Anwendung einer Standardvorgabe der Fall. Die Manipulation würde dabei 
jedoch gezielt und gut reflektiert angewendet werden.  
 
Eine Standardvorgabe im Fallbeispiel könnte folgendermassen lauten: 
 
„Wir haben viel Erfahrung mit ähnlichen Situationen, in denen wir gemeinsam mit den Eltern entschie-
den haben, die Kinder in der Institution XY zu platziert. Sehr oft hat sich die Situation der Familien 
dadurch verbessert. Ich habe Ihren Knaben deshalb schon für eine Schnupperwoche angemeldet und 
begleite Sie nächste Woche zu einem Vorstellungsgespräch in die Institution.“ 
 
Der Beistand würde der Mutter dadurch mitteilen, dass schon viele Familien in einer ähnlichen Situation gewe-
sen sind und in diesen Situationen jeweils eine Platzierung in die genannte Institution vorgenommen wurde. 
Ebenfalls teilt er ihr mit, dass es eine gute Entscheidung wäre, wenn die Mutter auch so handeln würde („die 
Situation der Familien hat sich dadurch verbessert“). Indem er die Anmeldung für die Schnupperwoche schon 
vornimmt, müsste die Mutter eine grössere Anstrengung leisten, wenn sie nicht entsprechend handeln wollte. 
Es ist für sie einfacher und mit weniger Energieaufwand verbunden, wenn sie zustimmt.  
 
Gemäss Thaler und Sunstein (2008) gibt es zwei Möglichkeiten des sozialen Einflusses. Die erste ist die soziale 
Informationsgewinnung. Wenn viele Leute etwas denken oder tun, kann das dazu führen, dass andere diese 
Handlungen oder Gedanken übernehmen. Die zweite Möglichkeit der sozialen Beeinflussung ist der Gruppen-
zwang, bei dem sich Menschen am Verhalten der Mehrheit orientieren, um Wohlwollen zu gewinnen oder Aus-
schluss von der Gruppe zu vermeiden. (S. 105) Im Fallbeispiel würde der Beistand der Mutter eine Information 
zum Verhalten einer Mehrheit geben („viel Erfahrung mit ähnlichen Situationen, in denen wir die Kinder jeweils 
in der Institution XY platziert haben“, diese Eltern haben der Platzierung also zugestimmt). Die Mutter erfährt 
dadurch, dass „viele“ es richtig gefunden haben, der Platzierung zuzustimmen und wird deshalb geneigt sein, 
ebenfalls zuzustimmen. Der Beistand würde das Prinzip der sozialen Beeinflussung gezielt nutzen, um die Mutter 
zu einer bestimmten Handlung zu verleiten. 
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4.3 Fallbeispiel 3: Sozialpädagogische Familienbegleitung (SpF) 
Situationsbeschreibung 
Ein siebenjähriger Junge mit einer kognitiven Beeinträchtigung besucht seit dem Kindergarten eine Sonder-
schule. Bereits beim heilpädagogischen Früherziehungsdienst fiel er durch sein schwieriges Verhalten und die 
vulgäre Sprache auf. Die Mutter gestand, dass der Junge und seine Geschwister vom Vater geschlagen würden. 
Der heilpädagogische Früherziehungsdienst erstattete der Behörden eine Gefährdungsmeldung. Die Abklärun-
gen der KESB ergaben, dass der Junge Entwicklungsdefizite in allen Bereichen hat. Die Eltern bestätigten ihre 
Überforderung. Die dringende Empfehlung Erziehungsberatung (SpF, Elternberatung) in Anspruch zu nehmen, 
lehnten sie jedoch ab. Sie erachteten sie als ungeeignet. Darauf wurde eine Erziehungsbeistandschaft angeordnet.  
 
Die Beiständin initiierte ein Vernetzungsgespräch mit Fachpersonen und den Eltern. Es zeigte sich, dass es in Er-
ziehungs- und Betreuungsfragen eine Diskrepanz zwischen der Mutter und dem Vater gab. Die Mutter äusserte 
weiter, dass sie kaum Unterstützung von ihrem Mann habe. Er sei arbeitsbedingt oft abwesend und kümmere 
sich nicht um die Kindererziehung. Der Vater zeigt keine Einsicht in die Problematik seiner Erziehungsmethoden 
oder des Verhaltens seines Kindes. In Konflikten hält er sich oft zurück und disqualifiziert dadurch die Autorität 
der Mutter. Die Eltern sind mit der Erziehung überfordert und können dem Jungen keine klaren Grenzen setzen. 
Die Beiständin kam zum Schluss, dass eine SpF-Abklärung sinnvoll wäre. Sie erhoffte sich dadurch die Eltern opti-
mal unterstützen zu können und einen besseren Einblick in die Familie zu erhalten. In Gesprächen versuchte sie 
die Eltern dafür zu motivieren. Sie zeigte ihnen auf, dass die Erziehung des Kindes anspruchsvoll sei. Weiter er-
klärte sie, dass die Unterstützung durch die SpF eine Erleichterung sein könnte und auch gut für die Entwicklung 
des Kindes wäre.  
 
Anfänglich lehnte die Mutter eine SpF ab, weil sie der Meinung war die Probleme selber lösen zu können. Da sie 
im Alltag mit ihrem Sohn überfordert war und sich mit den Problemen alleine gelassen fühlte, konnte sie dann 
jedoch schnell für eine Zusammenarbeit gewonnen werden. Die Mutter ärgerte sich über die fehlende Koopera-
tion des Vaters. Die Beiständin hielt sich darum hauptsächlich an die Mutter. In Gesprächen versuchte sie dem 
Vater aufzuzeigen, wo es im Alltag Probleme gab und versuchte dort anzuknüpfen.  
 
Die Beiständin hätte die SpF grundsätzlich auch anordnen können. Dies wurde jedoch nicht gemacht, da dies 
wahrscheinlich Widerstand bei den Eltern ausgelöst hätte. Darum wollte die Beiständin die Eltern mit Koopera-
tion motivieren. Vorgängig hat sie den Eltern die beiden möglichen Handlungsoptionen aufgezeigt: Ambulante 
Begleitung mit einer SpF oder eine Platzierung (interne Sonderschule). Die Mutter wollte unbedingt eine Platzie-
rung verhindern und entschied sich darum für eine SpF. Auch der Vater stimmte schliesslich einer SpF zu, sah 
jedoch keinen Nutzen darin.  
 
Auftrag und Kompetenzen  
Die Beiständin hat gemäss Art. 308 Abs. 1 und 2 ZGB den Auftrag die Eltern mit Rat und Tat bezüglich schuli-
schen und persönlichen Interessen des Kindes zu unterstützen sowie die Installation einer SpF zu prüfen. Weiter 
hat sie die erzieherischen Verhältnisse in der Familie zu überwachen und zu kontrollieren, insbesondere aber bei 
der Überwindung von Schwierigkeiten zu helfen und nötigenfalls im Sinne des Kindeswohls zu intervenieren. Die 
Beistandschaft zielt auf ein aktives, autoritatives und kontinuierliches Einwirken auf die Erziehungsarbeit der El-
tern und das Gebaren des Kindes. Kann eine im Wohl des Kindes liegende Lösung nicht im Einvernehmen mit 
den Eltern getroffen werden, hat die Beiständin unverzüglich bei der KESB weitergehende Weisungen oder Mas-
snahmen zu beantragen. 
 
Fachliche Erwägungen zum Vorgehen 
Die Beiständin erläuterte zu Beginn der Beratung, welche Optionen es gibt (SpF oder Platzierung). Dieses Vorge-
hen schaffte den Eltern Transparenz. Jedoch ist auch ein Zwang erkennbar, da die Eltern vor die Wahl gestellt 
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wurden. Die Beiständin erachtete die SpF als beste Lösung. Dabei könnten finanzielle Gründe, jedoch auch die 
Motivation, das Kind in der Familie zu lassen, ihren Entscheid beeinflusst haben. Eine Platzierung wäre wahr-
scheinlich nur in Betracht gezogen worden, wenn die Eltern nicht bereit gewesen wären die Situation für das 
Kind zu verändern.  
 
Aufgrund der Reaktion des Vaters ist davon auszugehen, dass er keine intrinsische Motivation für eine SpF hatte, 
sondern nur auf Druck der Ehefrau bzw. der Beiständin zustimmte. Falls sich der Vater gegen eine SpF oder Plat-
zierung geäussert hätte, hätte die Beiständin bei der KESB weitergehende Weisungen oder Massnahmen bean-
tragen können. Der Vater wurde nur am Rande in die Beratung involviert. Eine Herstellung der Kooperation mit 
dem Vater hätte etwas stärker gewichtet werden können. Nach Aussagen der Beiständin konnte die Mutter hin-
gegen nach anfänglicher Ablehnung schnell für eine Zusammenarbeit mit der SpF gewonnen werden. Im folgen-
den Abschnitt wird der Frage nachgegangen wie Kooperation aufgebaut wird. 
 
Gemäss Conen (2011) kommt es im Zwangskontext häufig vor, dass Klienten leugnen, dass „irgendetwas mit 
ihnen nicht stimmt“ (zit. in Harro Dietrich Kähler & Patrick Zobrist, 2013, S. 91). Somit ist nach Kähler und Zobrist 
(2013) der „Problemeinsichtsförderung“ besondere Beachtung zu schenken. Dabei sind die Beistände und Bei-
ständinnen gefordert die verschiedenen Sichtweisen der Akteure in der Triade zu berücksichtigen und so mit den 
Klienten zusammen eine funktionale Problemeinsicht zu erarbeiten. Dieses Vorgehen dient als gemeinsame 
Grundlage für die Klärung von Zielen und so können die weiteren methodischen Schritte geplant werden. (S. 91) 
Kähler und Zobrist merken dazu an: „Eine fragende und offene Haltung der Fachkraft kann dabei helfen, die 
Gründe für die „fehlende Problemeinsicht“ zu verstehen und beraterisch darauf zu reagieren“ (S. 92). Führt die 
Problemeinsicht zu Scham und Schuldgefühlen, so hat die Beiständin mit Empathie, Akzeptanz und Offenheit zu 
reagieren (S. 93). In den Gesprächen mit Beiständen wurde mehrmals die Vermutung geäussert, dass Klientinnen 
und Klienten auch mit Empathie manipuliert werden können. Empathie bezeichnet die Fähigkeit und Bereit-
schaft des einfühlsamen Verstehens und das innere Erleben einer Person nachzuvollziehen (Schmitt, 2003, 
S. 29). Nach Rogers (1988) geht es darum, „die private Welt des Klienten so zu spüren, als ob es die eigene wäre, 
ohne jemals die Qualität des „als ob“ zu verlieren“ (S. 175). Weiter merkt Pelz (2004) an, dass Menschen nur 
dann motiviert werden, wenn sie nicht nur rational, sondern vor allem nachempfindend verstanden werden 
(S. 121 ff.). Es ist deshalb sehr wichtig, dass die Beiständinnen und Beistände Empathie für ihre Klienten und Kli-
entinnen empfinden können. Sie werden dann den besten Zugang zu ihnen haben und können sie für ein be-
stimmtes Verhalten motivieren. Empathie ist somit auch im Zwangskontext ein bedeutsamer Aspekt. Jedoch 
kann nicht von einer Manipulationstechnik gesprochen werden, da es sich bei Empathie um eine Haltung und 
nicht um eine Technik handelt. 
 
Alternatives Vorgehen mit Standardvorgaben 
Gemäss Sunstein und Thaler (2009) neigen Menschen ohne Orientierung oder potenzielle Handlungsmuster 
grundsätzlich dazu, zu wenig für eine Veränderung zu tun. Ein „Nudge“ kann darum in diesem Beispiel gut einge-
setzt werden, da die Eltern aktuell nur den Aufwand, jedoch noch nicht den Nutzen einer SpF sehen. (S. 107) Zu-
dem handelt es sich um eine Entscheidung, welche die Eltern so noch nie treffen mussten und darum eine Stan-
dardvorgabe hilfreich sein könnte (S. 108). Darum könnte eine Standardvorgabe wie folgt lauten: 
 
„Bei Eltern, welche sich in einer ähnlichen Situation befinden wie Sie, installieren wir jeweils eine SpF für 
drei Monate. Die meisten Eltern fanden dies sehr hilfreich und gaben uns anschliessend ein positives 
Feedback.“ 
 
Um den Vater vermehrt in die Beratung und Erziehungsarbeit miteinzubeziehen, wäre zum Beispiel die Methode 
Sit-in geeignet. Nach Omer (2006) geht es beim Sit-in um eine kraftvolle Aktion des gewaltlosen Widerstands. 
Die Eltern zeigen dabei eine massive Präsenz, ohne in den Konflikt hineingezogen zu werden. (S. 7) Auf dieser 
Grundlage könnte die Beiständin die Eltern mit folgender Standardvorgabe unterstützen: 
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„Ich möchte mit Ihnen eine Massnahme erarbeiten, welche Sie gemeinsam zu Hause bei einer Eskala-
tion anwenden können. Dies könnte die Methode Sit-in sein, bei der es darum geht, dem Kind zu vermit-
teln, dass Sie mit seinem gewaltsamen Handeln nicht bereit sind zu leben. Dafür gehen Sie mehrere 
Stunden nach einer Eskalation gemeinsam ins Zimmer Ihres Sohnes. Sie erklären ihm, dass Sie sein Han-
deln nicht akzeptieren und eine Lösung von ihm verlangen. Wenn Sie, Herr X, nicht zu Hause sind, soll 
Ihre Frau Sie anrufen. In der nächsten Stunde können Sie mir davon berichten, wie es abgelaufen ist.“ 
 
Mit dieser Standardvorgabe werden beide Eltern zu gleichen Teilen die Beratung und auch in die Erziehungsar-
beit eingebunden. Somit wäre die Diskrepanz zwischen den Eltern kleiner und es gäbe keine Allianzbildung zwi-
schen der Mutter und der Beiständin. Der Vater würde sich dadurch nicht ausgeschlossen fühlten. Er wäre somit 
genauso in der Verantwortung wie die Mutter. 
 
 
4.4 Fallbeispiel 4: Schulweg 
Situationsbeschreibung 
Für einen zehnjährigen Jungen besteht seit drei Jahren eine Erziehungsbeistandschaft. Die Massnahme wurde 
aufgrund psychischer Probleme der Mutter und dem auffälligen Verhalten des Kindes errichtet. In den regelmäs-
sigen Gesprächen unterstützt die Beiständin die Eltern in Erziehungsfragen. Kürzlich erzählte die Mutter, dass 
der Junge auf dem Schulweg herum trödle. Er benötigte bis zu zwei Stunden für den Weg.  
 
In einem Gespräch hat die Beiständin versucht, gemeinsam mit den Eltern eine Lösung zu finden, damit das Kind 
den Schulweg künftig in einer angemessenen Zeit zurücklegen kann. Die Beiständin erachtet die Eltern als Exper-
ten für das Kind. Sie geht davon aus, dass sie gute Eltern sein wollen und darum am Wohl ihres Kindes interes-
siert sind. In einem ersten Schritt hat sie die Eltern nach eigenen Vorschlägen zur Problemlösung gefragt und ge-
meinsam mit ihnen geprüft, ob die Ideen geeignet sind. Die Beiständin wollte mit diesem Vorgehen nach Mög-
lichkeit die Eltern in die Verantwortung nehmen, sie für gute Lösungsvorschläge motivieren und zum Mitdenken 
anhalten. Die Erfahrung der Beiständin zeigt, wenn Eltern die Lösung bringen, oder an der Lösung mitbeteiligt sind, 
klappt danach die getroffene Massnahme meist auch in der Praxis. Im vorliegenden Fall gibt es aus Sicht der Bei-
ständin nicht nur eine richtige Lösung. Die beste Lösung sei, wenn die Eltern die Lösung mittragen und das Kindes-
wohl gewährleistet ist.  
 
Zu Beginn der Beratung machte sich die Beiständin weniger Gedanken über Lösungsmöglichkeiten, stattdessen 
legte sie den Fokus auf folgende Fragestellungen: Wie gelingt es, die Eltern in geeigneter Weise zum Mitdenken, 
zur Kooperation anzuregen? Wie und wo haben die Eltern bereits früher Ressourcen gezeigt? Ist den Eltern der 
Auftrag der behördlichen Massnahme klar? Sind den Eltern die Bedürfnisse des Kindes (Sicherheit, Grenzsetzun-
gen, Regeln, Geborgenheit usw.) genügend bewusst? Anfänglich hatten die Eltern die Idee das Kind mit dem Taxi 
in die Schule zu bringen. Da diese Massnahme zu teuer gewesen wäre, hat die Beiständin praktische Inputs gege-
ben: Gibt es einen Bus in der Nähe des Wohnorts, ist es den Eltern möglich das Kind selber zur Schule zu beglei-
ten oder von dort abzuholen? Die Eltern vereinbarten mit Nachbarseltern, dass ihre beiden Kinder am Morgen 
und am Nachmittag zusammen den Schulweg bewältigten. Für den Heimweg war es jeweils einem Elternteil 
möglich, das Kind an zwei Wochentagen von der Schule abzuholen. Die restliche Zeit macht das Kind den Schul-
weg alleine. Hierfür haben die Eltern mit dem Kind ein Belohnungssystem eingeführt (☺ / ). Wenn es am Ende 
der Woche genügend ☺ gesammelt hat, gibt es eine Belohnung. 
 
Auftrag und Kompetenzen  
Die Beiständin hat gemäss Art. 308 Abs. 1 ZGB den Auftrag die Eltern mit Rat und Tat zu unterstützen sowie Ein-
fluss auf die persönliche und schulische Entwicklung des Kindes zu nehmen. 
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Fachliche Erwägungen zum Vorgehen 
Die Beiständin wählte für die Beratung einen systemisch-lösungsorientierten Ansatz. Dies ist unter anderem da-
ran zu erkennen, dass sie die Eltern zur Eigenaktivität anregte und der Lösungsprozess eine schrittweise Annähe-
rung an ein neues stabiles System ist (Peter De Jong & Insoo Kim Berg, 2003, S. 137). Dabei werden mögliche Lö-
sungen und nicht die Probleme fokussiert. 
 
Im obigen Beispiel sieht sich die Beiständin selbst als Teil des Systems. Sie erachtet sich jedoch nicht als Expertin 
für das Problem, sondern als eine Expertin, welche für die Ingangsetzung hilfreicher Prozesse zuständig ist (Jo-
chen Schweitzer & Arist von Schlippe, 2012, S. 95). Nach der Kybernetik 2. Ordnung sind Systeme selbstorgani-
siert (Autopoiese). Diese Systeme sind darum nur anzustossen, anzuregen und/oder zu „verstören“, damit das 
System für sicher selber eine Lösung findet. (S. 94) Die Beiständin hat dies z.B. mit der Frage an die Eltern, womit 
sie bis jetzt gute Erfolge erzielt haben, gemacht. Die Eltern hatten anfänglich eine klare Lösung vor Augen, wel-
che jedoch aufgrund der hohen Kosten abgelehnt wurde. Sie mussten darum eine neue Lösung suchen. Die Bei-
ständin unterstütze die Eltern bei der Lösungsfindung und versuchte sie in die richtige Richtung zu lenken. Die 
Autorinnen erachten die Vorgehensweise jedoch trotzdem eher nicht als eine verdeckte Einflussnahme, da die 
Eltern nur beim Denkprozess angeleitet wurden und die Beiständin transparent über alle Informationen infor-
mierte. 
 
Alternatives Vorgehen mit Standardvorgaben 
Ergänzend zum oben beschriebenen systemisch-lösungsorientierten Vorgehen oder wenn die Eltern keine prak-
tikable Lösung gefunden hätten, könnte folgende Standardvorgabe eingesetzt werden: 
 
„Wir haben gute Erfahrungen gemacht, wenn Eltern jemanden suchen, welche/r mit dem Kind zur 
Schule laufen. Berichten Sie mir nächste Woche davon.“ 
 
Durch die Aufforderung nächste Woche von diesem Versuch zu berichten, wird der Auftrag verbindlich. Erzielen 
die Eltern mit diesem Vorgehen keine Erfolge, kann jederzeit wieder auf den systemisch-lösungsorientierten An-
satz zurückgekehrt werden. Weiter könnte dann gemeinsam mit den Eltern eine Standardvorgabe erarbeitet 
werden, in welcher dem Kind das neue Vorgehen erklärt wird. Diese könnte wie folgt lauten: 
 
„Wir haben mit den Eltern von Nils gesprochen. Nils will gerne mit dir zur Schule laufen. Er wird dich 
Morgen um 8 Uhr abholen.“ 
 
Diese Standardvorgabe gibt dem Kind einen klaren Rahmen. Falls es Angst hätte, alleine zur Schule zu gehen, 
würde diese Standardvorgabe das Kind entlasten. 
 
 
 
5 Fachliche Erwägungen 
5.1 Berufsethische Erwägungen 
Im Berufskodex (BK) der Sozialen Arbeit (2010) ist die Achtung der Menschenwürde und der Menschenrechte als 
zentrales Element festgehalten. In BK 8.2 wird explizit darauf hingewiesen, dass die Grundwerte der Gerechtig-
keit, Gleichheit und Freiheit zu respektieren sind. Sollen sich die Beistände/Beiständinnen in den Fallbeispielen 1 
und 2 am Grundwert der Freiheit und der Selbstbestimmung orientieren, kommen sie nicht umhin, der jeweili-
gen Mutter alle Informationen zum Thema Platzierung zu geben, da sie nur so in der Lage sind, eine Entschei-
dung aus freiem Willen zu treffen. Befürchten die Beistände/Beiständinnen aber, dadurch Widerstand gegen die 
Platzierung im Heim zu erzeugen, befinden sie sich in einem Dilemma. Einerseits möchten sie dem Grundsatz der 
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Förderung der Autonomie des Klienten gerecht werden, andererseits sehen sie darin eine Gefahr für das Wohl 
des Kindes.  
 
Richtungsweisend kann in diesem Fall BK 8.5 angewendet werden. Darin wird vertieft auf das Selbstbestim-
mungsrecht des Individuums eingegangen und es wird klar, dass die Wahl- und Entscheidungsfreiheit der Men-
schen nur soweit zu fördern ist, wie sie nicht die legitimen Rechte und Interessen anderer gefährden.  
 
Grundsatz der Selbstbestimmung (BK 8.5): „Das Anrecht der Menschen, im Hinblick auf ihr Wohlbefinden, ihre 
eigene Wahl und Entscheidung zu treffen, geniesst höchste Achtung, vorausgesetzt, dies gefährdet weder sie 
selbst noch die Rechte und legitimen Interessen anderer.“ 
 
In einem exemplarischen Stellenbeschrieb eines Beistandes bzw. einer Beiständin ist der Mandatsauftrag wie 
folgt festgehalten: „Führung von vormundschaftlichen Mandaten nach Beschluss der Kinder- und Erwachsenen-
schutzbehörde.“ Die Kindsschutzmassnahmen der KESB beruhen auf Art. 307 bis 311 ZGB. Demzufolge zielt die 
Tätigkeit des Beistandes bzw. der Beiständin in erster Linie darauf ab, das Kindeswohl zu fördern und zu schüt-
zen. Wenn es durch die Unterstützung der Selbstbestimmung der Eltern dazu kommt, dass der Beistand bzw. die 
Beiständin das Kindeswohl nicht angemessen fördern kann, lässt dies gemäss BK 8.5 die Folgerung zu, dass es 
legitim ist, das Selbstbestimmungsrecht der Eltern zu Gunsten des Kindeswohls nicht zu fördern. 
 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Selbstbestimmung der Eltern soweit zu fördern ist, wie dies dem 
Schutz des Kindeswohls nicht widerspricht. Muss der Beistand bzw. die Beiständin befürchten, dass durch eine 
ausführliche Information der Eltern über Vor- und Nachteile der Platzierung von ihnen Widerstand zu erwarten 
ist, scheint es legitim zu sein, sie in der Informationsbeschaffung nicht zu unterstützen und sie somit in ihrem 
Entscheidungsverhalten zu manipulieren.  
 
BK 10.4 fordert: 
„Die Professionellen der Sozialen Arbeit gründen ihre Arbeit auf Vertrauen und Wertschätzung, sie informieren 
über ihre Möglichkeiten und Grenzen, ihre Arbeitsweisen und Methodenwahl, ihre Befugnisse und Kompetenzen 
sowie den Einbezug anderer Fachpersonen. (...)“ 
 
Mit einer Standardvorgabe würde ein Beistand bzw. eine Beiständin diesem Artikel deutlich entgegenhandeln. 
Denn er/sie kann die Eltern oder das Kind dabei weder über seine Methodenwahl noch über die Möglichkeiten 
und Grenzen informieren. Und wie wäre damit umzugehen, wenn die Eltern nachträglich erkennen würden, dass 
ihnen einige wichtige Informationen vorenthalten wurden und sie sich deswegen tatsächlich manipuliert fühlen 
würden? 
 
5.2 Rechtliche Erwägungen 
Wie in den Fallbeispielen gesehen, nehmen die Beistände und Beiständinnen in gewissen Bereichen verdeckt auf 
die Eltern Einfluss und manipulieren sie somit. Dadurch versuchen sie die verbleibende Freiheit der Eltern zu um-
gehen. In diesem Kapitel wird der Frage nachgegangen, ob dies rechtlich legitim ist. 
 
Im Normalfall haben die Eltern die elterliche Gewalt inne. Gemäss Biderbost (1996) geht der Gesetzgeber davon 
aus, dass das Kindeswohl innerhalb der Familie am Besten gewährt ist. Dabei müssen die Eltern die elterliche 
Gewalt „fremdnützig zum Wohl des Kindes ausüben“. (S. 48) Können die Eltern nicht für das Wohl des Kindes 
sorgen, schützt die Behörde das Kindeswohl mit einer Massnahme (Art. 307 bis 311 ZGB). In den Fallbeispielen 
versuchen die Beistände und Beiständinnen mit ihrem Handeln die Eltern zu einer Lösung zu bewegen, wo das 
Kindeswohl geschützt wird und wenn möglich die Eltern ermächtigt werden, selber wieder für das Wohl des Kin-
des zu sorgen. Ein weiterer Hinweis auf die Legitimation der Standardvorgaben gibt auch Art. 406 Abs. 1 ZGB. 
Gemäss diesem Artikel hat die Beiständin oder der Beistand die Aufgaben im Interesse der betroffenen Person 
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und somit im Interesse des Kindes zu erfüllen. Dabei soll die Beiständin bzw. der Beistand „soweit tunlich“, auf 
deren Meinung Rücksicht nehmen und deren Willen achten. Gefährden somit die Eltern mit ihrer Meinung und 
deren Willen das Wohl ihres Kindes, findet man hier die Legitimation um diese z.B. mit einer Standardvorgabe zu 
umgehen. 
 
Bei der Analyse der Fallbeispiele fällt auf, dass überwiegend die Zusammenarbeit mit den Eltern beschrieben 
wird. Diese sind aufgrund ihres Erziehungsauftrages ein zentrales Element im Bereich Kindsschutz. Nichts destot-
rotz ist es gemäss dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes (Art. 12 Abs. 1) wichtig, das Kind in die  
Massnahme mit einzubeziehen:  
 
„Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, das Recht zu, diese 
Meinung in allen das Kind berührenden Angelegenheiten frei zu äussern, und berücksichtigen die Meinung des 
Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter und seiner Reife.“ 
 
5.3 Fachliche Inputs aus der Praxis 
In den Interviews mit zehn Beiständinnen und Beiständen bekam das Projektteam einen fundierten Einblick in 
die Berufspraxis. Die Beistände/Beiständinnen wenden in der Berufspraxis tendenziell einen lösungsorientierten 
Ansatz an, bei welchem den Eltern möglichst viel Selbstbestimmung und Eigenverantwortung gewährt wird. Die 
Herstellung der Kooperation ist ein zentrales Element der Zusammenarbeit. Zusammen mit den Eltern werden 
die Risikofaktoren sowie die Ressourcen und Defizite des Kindes erarbeitet. Anschliessend können die zu errei-
chenden Ziele für das Kind definiert werden. Es wird geklärt wie diese zu erreichen sind. Dabei treffen in der Re-
gel die Eltern die notwendigen Entscheide für das Kind, es sei denn die elterliche Sorge wurde beschränkt.  
 
Die Beistände/Beiständinnen erklärten, dass die Entscheidungsfindung der Eltern in der Regel ein langer Prozess 
sei. Dabei würden sie oft eine ambivalente Haltung zu den verschiedenen Optionen haben. Wichtig dabei sei, die 
Eltern mit den notwendigen Informationen zu versorgen und Zeit für den Entscheid zu lassen. Die meisten inter-
viewten Personen wiesen darauf hin, dass in diesem Prozess viel Transparenz über die Folgen der Entscheidun-
gen notwendig sei (z.B. zur finanziellen Unterstützungspflicht der Eltern). Werden solche Informationen vorent-
halten, habe sich gezeigt, dass die Eltern die Massnahme schnell wieder abbrechen würden. 
 
Zu einer verdeckten Einflussnahme hatten die meisten Beistände/Beiständinnen eine skeptische Haltung. Ob-
wohl die meisten anmerkten, dass sie in gewissen Bereichen auf die Eltern verdeckt einflussnehmen. Genannt 
wurde als Beispiel das Vertrauen der Eltern mit Empathie und einer motivierenden Gesprächsführung zu gewin-
nen. Auch seien Eltern bei der Auswahl einer Institution schon beeinflusst und die positiven Aspekte bewusst 
hervorgehoben worden. Die Erfahrung habe jedoch gezeigt, dass, wenn die Eltern von einer Massnahme nicht 
überzeugt seien, es zu einer Scheinkooperation kommen kann. Das Ziel wurde in solchen Situationen in der Re-
gel längerfristig nicht erreicht. Ein Interviewpartner plädierte dafür, dass die Beistände/Beiständinnen alles ver-
suchen sollten, um die Eltern „auf den richtigen Weg“ zu bringen, bevor verdeckt Einfluss genommen wird. Erst 
dann könnte eine Manipulation mit dem Kindeswohl begründet werden. 
 
Der Einsatz von Standardvorgaben könnte gemäss Meinung der Beistände/Beiständinnen in gewissen Situatio-
nen unterstützend wirken. Wichtig dabei sei, dass die Eltern jedoch nicht angelogen würden (z.B. „wir machen 
das immer so“, wenn dies gar nicht stimmt). Die Standardvorgaben sollten jedoch nur in passenden Situationen 
mit unsicheren, kognitiv schwachen oder ambivalenten Eltern eingesetzt werden. Wenn sich die Eltern mit einer 
Standardvorgabe unter Druck gesetzt fühlen, würden sie eher mit Widerstand reagieren. Es sei sehr wichtig die 
Ängste und Widerstände ernst zu nehmen und mit diesen zu arbeiten.  
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6 Schlussfolgerungen und Perspektiven 
 
Bei der genauen Betrachtung der Vorgehensweisen in den Fallbeispielen hat sich gezeigt, dass in der Arbeit der 
Beistände und Beiständinnen einige manipulative Aspekte auszumachen sind. Trotzdem äussern die Professio-
nellen in den Interviews einen hohen Anspruch an die Transparenz in ihrer Zusammenarbeit mit den Eltern. Ver-
mutlich besteht der Grund darin, dass Manipulation, wie in der theoretischen Hinführung gezeigt wurde, in der 
Gesellschaft hauptsächlich negativ bewertet wird. In den berufsethischen Überlegungen wurde dargelegt, dass 
die Anwendung von manipulativen Herangehensweisen unter bestimmten Umständen trotzdem gerechtfertigt 
sein kann. Das Projektteam bewertet deshalb die in den Fallbeispielen beschriebenen Arten der Manipulation als 
eine vertretbare Art, Eltern von einem bestimmten Verhalten zu überzeugen, da sie für die Betroffenen keine 
negativen Auswirkungen hat und sie auch nicht in ihrer Handlungsfähigkeit eingeschränkt werden. Zudem kann 
davon ausgegangen werden, dass das Betonen der Vorteile eine Herangehensweisen ist, die häufig angewendet 
wird und gesellschaftlich akzeptiert ist. In der Sozialarbeit und somit auch für Beistände und Beiständinnen be-
steht jedoch ein hoher Anspruch an die Professionalität in der Zusammenarbeit mit Klienten und Klientinnen. 
Das Projektteam vertritt deshalb die Meinung, dass Manipulation oder Herangehensweisen mit manipulativen 
Aspekten nur dann angewendet werden sollten, wenn die Professionellen dies bewusst und nach ausführlicher 
Reflexion über die Situation, die Bedeutung und die Wirkung ihrer Vorgehensweise tun.  
 
Da die Herangehensweise mittels einer Standardvorgabe ebenfalls eindeutig manipulative Aspekte beinhaltet, 
vertritt das Projektteam auch hier die Ansicht, dass sie nur nach einer ausführlichen Situationsanalyse angewen-
det werden sollte. Zudem sind Massnahmen, durch welche betroffene Eltern mittels einer Einstellungsänderung 
für eine neue Verhaltensweise gewonnen werden können, vorzuziehen wenn sie erfolgsversprechend erschei-
nen. In den berufsethischen Erwägungen konnte aufgezeigt werden, in welchen Situationen ein „Schubser in die 
richtige Richtung“ legitimiert werden kann. Sie hat aber auch deutlich gemacht, dass die Bedenken, welche der 
Standardvorgabe in der Praxis entgegengebracht werden, auf Werte zurückgehen, die im Berufskodex verankert 
und durchaus gerechtfertigt sind. So fordert BK 10.4 Transparenz und eine Zusammenarbeit die auf Vertrauen 
basiert. In welchen Situationen es trotzdem sinnvoll sein kann, eine Standardvorgabe anzuwenden, muss umso 
mehr in jedem einzelnen Fall kritisch reflektiert werden.  
 
Durch die Interviews mit den Beiständen und Beiständinnen konnten Beispiele erarbeitet werden, in denen die 
Anwendung einer Standardvorgabe vielversprechend eingesetzt werden könnte. Es wurde aber auch deutlich, 
dass es einige Faktoren gibt, welche dem Einsatz einer Standardvorgabe widersprechen und deren erfolgreiche 
Anwendung verhindern können. Zudem ist der starke Eindruck entstanden, dass es eine grosse Herausforderung 
ist, im Vorfeld einschätzen zu können, ob die Chance besteht, dass mit der Anwendung einer Standardvorgabe 
Zwang umgangen werden könnte.  
Aus den Erwägungen der Fallbeispiele können folgende Erkenntnisse und Hypothesen zusammengefasst werden: 
 
Faktoren, welche die Anwendung einer Standardvorgabe begünstigen: 
• Im Fallbeispiel „Platzierung ohne Einverständnis der Mutter“ wurde deutlich, dass auch das Umfeld ei-
nen Einfluss darauf haben kann, wie die Zielperson auf die Standardvorgabe reagiert. Dabei ist dies aber 
auch abhängig davon, ob die Person auf die Meinung ihres Umfeldes Wert legt (Eindruckssteuerung). 
• Auch zeigte sich in diesem Fallbeispiel, dass eine Standardvorgabe auch erfolgreich angewendet werden 
könnte, wenn die Zielperson der betreffenden Sache gegenüber ambivalent eingestellt ist. 
• Wie in „Fallbeispiel SpF“ aufgezeigt wurde, könnte eine Standardvorgabe dann erfolgreich eingesetzt 
werden, wenn die Person noch zu keiner festen Einstellung in Bezug auf das aktuelle Thema gefunden 
hat. Denn die Standardvorgabe will sich zunutze machen, dass die Person der angebotenen Lösung zu-
stimmt, da sie die naheliegende ist und auch verspricht, eine „gute“ Lösung zu sein.  
• Ebenfalls in diesem Fallbeispiel scheint neben dem beschriebenen Vorgehen der Beiständin auch eine 
Standardvorgabe die gewünschte Verhaltensänderung herbeiführen zu können. In diesem Fall ging es 
um eine nicht besonders einschneidende Massnahme für die Eltern und das Kind. Es kann die Hypothese 
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formuliert werden, dass eine Standardvorgabe eher erfolgreich ist, wenn durch die geplante Mass-
nahme die persönliche Freiheit nicht zu stark tangiert und der Eingriff in die Privatsphäre nicht so massiv 
ist wie beispielsweise bei der Fremdplatzierung eines Kindes.  
• Wie weiter im „Fallbeispiel SpF“ gezeigt werden konnte, ist die Standardvorgabe eine Möglichkeit, wel-
che eingesetzt werden kann, um direkt beim Kind eine Verhaltensänderung zu bewirken. 
• Nach der Bearbeitung vom „Fallbeispiel Schulweg“ besteht die Vermutung, dass sich eine Standardvor-
gabe leichter anwenden lässt, wenn die Person geneigt ist, Informationen auf dem peripheren Weg des 
ELM zu verarbeiten und nicht aktiv nach einer Einstellung sucht. 
 
Faktoren, die gegen die Anwendung einer Standardvorgabe sprechen: 
• In den Überlegungen zum Fallbeispiel „Platzierung ohne Einverständnis der Mutter “ hat sich gezeigt, 
dass mit einer Standardvorgabe vermutlich kaum eine Verhaltensänderung erreicht werden kann, wenn 
sich die betroffene Person zu einem bestimmten Thema bereits eine Einstellung erarbeitet hat. Es 
würde die Gefahr bestehen, dass sie mit einer Handlung gegen ihre Überzeugung eine Dissonanz in sich 
erzeugen würde.  
• Aufgrund berufsethischer Überlegungen bestehen Zweifel daran, ob es legitim sein kann eine Standard-
vorgabe zu wählen, wenn auch eine Methode, welche auf gegenseitigem Vertrauen und Transparenz 
basiert, erfolgsversprechend erscheint.  
• Basierend auf diversen Aussagen der Beistände und Beiständinnen kann die Hypothese formuliert wer-
den, dass eine Standardvorgabe kaum erfolgreich eingesetzt werden kann, solange die Eltern Wider-
stand gegen die Massnahme bekunden. Für die erfolgreiche Anwendung müssen die Eltern dem Bei-
stand bzw. der Beiständin ein Minimum an Vertrauen entgegenbringen können. 
 
Perspektiven für die Entwicklung und Anwendung der Standardvorgabe  
In der vorliegenden Projektarbeit konnte aufgezeigt werden, welches Potential in der Anwendung von Standard-
vorgaben liegt. Es wurde ebenfalls deutlich, dass für diese Herangehensweise auch Grenzen bestehen. In den 
Interviews wurde von den Beiständen und Beiständinnen mehrmals die Frage nach dem konkreten Vorgehen 
gestellt. Es bestehe die Möglichkeit, dass eine Standardvorgabe in gewissen Situationen hilfreich angewendet 
werden könnte. Diese Ansicht teilt auch das Projektteam. Um abwägen zu können, ob eine Standardvorgabe 
sinnvoll ist und wie sie formuliert werden kann, benötigt es einige Kenntnisse über die betroffenen Personen 
und ihre Umstände. Um der Anwendung der Standardvorgabe in der Praxis einen Schritt näher zu kommen, 
braucht es nach Ansicht des Projektteams einen konkreten Vorschlag für einen Leitfaden zur Durchführung. Da-
rin müssen die relevanten Aspekte für die Entwicklung und die Durchführung einer Standardvorgabe aufgeführt 
und gewichtet werden. Neben den in der vorliegenden Arbeit erwähnten Aspekten, muss auch die Frage nach 
der Zusammenarbeit mit anderen Institutionen und Organisationen thematisiert werden. Sollen beispielsweise 
die Sozialpädagogischen Familienbegleiter/innen über die Anwendung der Standardvorgabe informiert werden? 
Ebenso braucht es Handlungsvorschläge für den Fall, dass die Zielperson die Standardvorgabe ablehnt. Das Pro-
jektteam sieht in der Realisierung eines solchen Leitfadens den nächsten Schritt für die Umsetzung der Standard-
vorgabe in der Praxis. 
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Anhang A: Detaillierter Phasenplan  
 
 
Phasen Auf-
wand 
(Std.) 
Mai Juni Juli August September Oktober 
                        
Gesprächsvorbereitung                          
Vorbereitung der Kontaktaufnahme 
mit Beistandschaften 
6                         
Beistände/Beiständinnen suchen 
und Termine vereinbaren 
6                         
Recherche zum Berufsfeld "Erzie-
hungsbeistandschaft" 
20                         
Leitfadeninterview vorbereiten 20                         
Gesprächsführung vorbereiten + 
üben 
15                         
Begleitstunde betr. Interviewfüh-
rung 
2                         
Meilenstein-Sitzung 3       x                  
Interviews durchführen                          
Interviews durchführen (Datenerh.) 100                         
Aufbereitung der Interviewergeb-
nisse 
40                         
Meilenstein-Sitzung 3             x            
Grundlagen erarbeiten                          
Literaturarbeit Recht 20                         
Literaturarbeit Berufsethik 20                         
Literaturarbeit Entscheidungspsych. 20                         
Erkenntnisse festhalten 30                         
Meilenstein-Sitzung 3              x           
Skizzierung des Produkts                          
Auseinandersetzung/Ideensamm-
lung Endprodukt 
5                         
Fallbeispiele dokumentieren 30                         
Fallbeispiele mit versch. Brillen ana-
lysieren 
40                         
Schlussfolgerung (Einsatzmöglich-
keiten, Nutzen) 
40                         
Endprodukt definieren 5                         
Handlungsanweisung erstellen 100                         
Präsentation vorbereiten 10                         
Resultate an Beistände präsentie-
ren/diskutieren 
20                         
Reserve (evtl. Fachartikel) 60                         
Meilenstein-Sitzung 3                    x     
Bericht                          
Projektevaluation 20                         
Bericht erstellen 80                         
Total Arbeitsaufwand 720                         
Tabelle 3: Detaillierter Phasenplan (eigene Darstellung) 
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Anhang B: Budget 
 
 
Schussabrechnung Budget Effektive Kosten 
 Ausgaben (Fr.) Einnahmen (Fr.) Ausgaben (Fr.) Einnahmen (Fr.) 
AUFWAND     
Personalaufwand 
    
Projektbegleitung HSLU, M. Metzger 3‘000  3‘000  
Fachbegleitung Auftraggeber (HSLU),  
M. Metzger 
3‘000  3‘000  
Projektteam: 
Maria Balmer, Esther Niederberger 
14‘400  14‘400  
Beistände/Beiständinnen für Interviews 2‘000  2‘000  
Material-/Warenaufwand 
    
Papier, Druck 100  100  
Telefongebühren 20  20  
Räumlichkeiten 500  500  
Literatur   25  
Reisespesen 
    
Maria Balmer 
Esther Niederberger 
600 
300 
 600 
300 
 
EIGENLEISTUNG     
Projektteam 
    
Arbeitsleistung  14‘400  14‘400 
Telefongebühren  20  20 
Reisespesen  900  900 
Literatur    25 
HSLU 
    
Projektbegleitung  3‘000  3‘000 
HSLU (Auftraggeber) 
    
Fachbegleitung   3‘000  3‘000 
Papier, Druck  100  100 
Räumlichkeiten  500  500 
Beistände/Beiständinnen 
    
Zeitaufwand für Interviews   2‘000  2‘000 
Gesamttotal in CHF 23‘920 23‘920 23‘945 23‘945 
Tabelle 4: Budget (eigene Darstellung) 
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Anhang C: Interview-Leitfaden 
 
 
Interview mit Beistandspersonen 
 
Name/Vorname  Arbeitgeber  
Ausbildung  Berufserfahrung Kindsschutz  
Aufgabengebiet/Spezialisierung  Datum  
 
 
Wie versuchen Sie Klientinnen und Klienten zu einem spezifischen Verhalten zu motivieren oder z.B. Beratungsstelle aufzusuchen? 
Haben sie bei verschiedenen Handlungsoptionen vorgängig im Kopf was für Klientinnen und Klienten das Beste wäre? 
 
Eigene Arbeitsweise, Werte in der Ar-
beit 
Offene Einflussnahme/Motivation Verdeckte Einflussnahme/Manipulation 
Wie würden Sie Ihre Arbeitsweise be-
schreiben bzw. welche Werte vertreten 
Sie in der Arbeit mit Eltern? 
 
 
 
 
Wie motivieren Sie die Eltern eine be-
stimmte Handlung auszuführen? 
 
Wie gehen sie vor, wenn sie eine geeig-
nete Massnahme empfehlen, bei den El-
tern aber auf Widerstand treffen? 
 
In welcher Form, versuchen Sie Eltern 
durch verdeckte Einflussnahme zu be-
einflussen? 
 
Kennen sie ähnliche Situationen wie in 
den beschriebenen Beispielen? 
 
 
Ergebnis/Erfahrung? Möglichkeiten/Beispiele der Standard-
vorgaben 
Potenzial von Standardvorgaben?  
Welche Erfahrungen haben Sie mit ver-
deckter Einflussnahme gemacht? 
 
 
 
Wo sehen Sie Möglichkeiten mit Stan-
dardvorgaben zu arbeiten? Beispiele? 
 
 
 
 
 
Wo sehen Sie Potenzial in der Arbeit mit 
Standardvorgaben? 
 
 
 
 
 
 
Rechtliche/berufsethische Bedenken/Wi-
derstände 
Ergänzungen  
Haben sie rechtliche/berufsethische Be-
denken wenn es um Standardvorgaben 
oder verdeckter Einflussnahme geht? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
